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Die Verbrechen des deutschen Faschismus sind von einer derart enormen Tragweite, dass sie fast 
unmöglich zu begreifen sind. Ohne Frage war der Holocaust in seinem Ausmaß das Abscheulichste, 
der systematische Versuch des Nazi-Regimes, das jüdische Volk zu vernichten, der letztendlich zum 
Massenmord an etwa zwei Dritteln der europäischen jüdischen Bevölkerung führte. Es ist nur richtig, 
dass der heutige deutsche Staat sich als historisch verantwortlich gegenüber den Juden, sowohl im 
Inland als auch im Ausland, sieht. Dieser Punkt sollte unstrittig sein. Es gibt jedoch unterschiedliche 
Positionen dazu, was die Natur dieser Verantwortung beinhalten sollte.

Deutschland hat eine 
historische Schuld gegenüber
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Für den modernen deutschen Staat be-
deutet Verantwortung, den Staat Israel 
als den primären Vertreter des jüdischen 
Volkes anzusehen. Es bedeutet, ernsthaf-
te Kritik an Israels Behandlung der Pa-
lästinenser zu vermeiden. Deutschland 
lehnt es ab, rückblickend zu bewerten, 
wie das Land durch ethnische Säube-
rung gegründet wurde und stellt sich si-
cherlich nicht aktiv gegen den heutigen 
Status Quo, in dem ein System der Be-
satzung und Apartheid herrscht.

Dass die Solidarität mit dem selbster-
nannten Jüdischen Staat heute über das 
Hissen israelischer Flaggen vor offiziellen 

Regierungsgebäuden hinausgeht, wo sie in 
der Folge des 7. Oktober wehten, erklärt 
auch, warum es unvermeidlich war, dass 
Kanzler Olaf Scholz etwas mehr als eine 
Woche später nach Tel Aviv reiste, um sein 
Beileid auszusprechen und eine Erhöhung 
der militärischen Unterstützung anzubie-
ten, indem er sagte, Deutschlands Platz in 
schweren Zeiten sei „an der Seite Israels“. 
Die Vorstellung des deutschen Staates von 
„Nie wieder“ bedeutet, die Stabilität und 
Sicherheit Israels als jüdisches Heimatland 
zu gewährleisten. Er betrachtet Äußerun-
gen des Anti-Zionismus als grundsätzlich 
antisemitisch.
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Im Gegensatz zu dieser Ansicht der 
deutschen Regierung steht die Auffas-
sung, dass Israel nicht notwendigerwei-
se das jüdische Volk repräsentiert. Diese 
Sichtweise hält entweder den Zionismus 
als Ideologie für grundsätzlich rassistisch 
und im Siedler-Kolonialismus verwur-
zelt oder hält zumindest den Staat Israel 
heute für eine Einrichtung, die die Ver-
treibung und brutale Unterdrückung des 
palästinensischen Volkes betreibt. Diese 
Ansicht macht den Unterschied aus zwi-
schen der Kritik am israelischen Staat 
und Antisemitismus.

Diese Position ermöglicht es Juden 
selbst, ein Gefühl von Handlungsfähigkeit 
zu haben, indem sie wählen können, Isra-
els Handlungen zu unterstützen oder sich 
fest gegen die in ihrem Namen begange-
nen Verbrechen zu stellen. Für diejenigen, 
die letzterem zustimmen, bedeutet dies, 
dass „Nie wieder“ gleichermaßen für alle 
Szenarien gilt, die genozidale Ausmaße 
annehmen, nicht nur für diejenigen, die 
vorgeben, das jüdische Volk zu schützen.

Schwierige Zeiten beim  
Widerstand gegen  
Kriegsverbrechen in Berlin

In Berlin sind dies schwierige Zeiten, 
wenn es darum geht, sich für die Befrei-
ung Palästinas einzusetzen – oder einfach 
nur internationales Recht zu verteidigen.

Kurz nachdem die Bomben auf Gaza 
niedergingen, besuchte Bernie Sanders 
Berlin und wurde mit großem Beifall 
empfangen. Jedoch war die stellvertre-
tende Vorsitzende der Sozialdemokrati-
schen Partei (SPD), Saskia Esken, nicht 
erfreut über seine Anwesenheit und sag-
te eine gemeinsame Veranstaltung mit 
ihm ab. Warum? Weil er die Dreistigkeit 
besaß, eine einfache humanitäre Aussa-
ge zu machen: „Die gezielte Tötung von 
Zivilisten ist ein Kriegsverbrechen, egal 
wer sie begeht.“ Anscheinend zeigte San-
ders – vielleicht die bekannteste jüdische 
politische Figur in der westlichen Welt 
– Antisemitismus, indem er sich auf die 
Genfer Konvention berief.

Demonstrationen zur Unterstützung Pa-
lästinas oder solche, die einfach nur eine 
humanitäre Pause oder Waffenruhe for-
dern, wurden verboten. In den deutschen 

Mainstream-Medien wurden diese Pro-
teste als das Werk von „Hamas-Liebha-
bern“ oder „Judenhassern“ dargestellt. 
In einigen Fällen werden Proteste buch-
stäblich Minuten bevor sie beginnen sol-
len, verboten, wenn sich bereits Hunderte 
versammelt haben. 

Wenn es darum geht, Kriegsverbrechen 
anzuprangern, hat der deutsche Staat 
entschieden, dass das Versammlungs-
recht, das in Deutschlands Grundgesetz 
verankert ist, einfach ignoriert werden 

kann.

Ein oberflächlicher Blick auf diese ille-
galen Demonstrationen der letzten zwei 
Wochen zeigt, dass viele jüdische Organi-
sationen sie ebenfalls unterstützt und ak-
tiv daran teilgenommen haben, darunter 
der Jüdische Bund und die Jüdische Stim-
me. Tatsächlich wurden jüdische Aktivis-
ten von der Polizei weggebracht und ver-
haftet, weil Juden nicht das Recht haben, 
ihre Positionen zu vertreten.

Für die Palästinenser bedeutet das Ver-
bot von Demonstrationen durch die Berli-
ner Behörden einen umfassenden Angriff 
gegen ihre Identität. Wenn ein deutscher 
Polizist jemanden wegen des Tragens ei-
nes Kufiya festnimmt oder Schulen in der 
Hauptstadt den palästinensischen Schal 
verbieten, sagen sie, dass die palästinen-
sische Identität die eines Terroristen ist.

Palästinenser werden mit Abschie-
bung bedroht, wenn sie als Unterstützer 
der Hamas oder auch Samidoun, dem So-
lidaritätsnetzwerk für palästinensische 
Gefangene, überführt werden (beide Or-
ganisationen wurden inzwischen verbo-
ten). Dies beinhaltet die Möglichkeit, dass 
Palästinenser nicht nur einmal (aus ihrer 
historischen Heimat) vertrieben wurden, 
sondern dann ein zweites Mal (jetzt aus 
Deutschland).

Das andere Deutschland und die 
Palästinensische Befreiungsorga-
nisation

Obwohl die Nachkriegsgeschichte 
Deutschlands von Versuchen geprägt war, 
mit den Verbrechen des Nazi-Regimes 
umzugehen, bedeutet dies nicht immer, 

dass staatliche Einrichtungen die glei-
che Sichtweise gegenüber Israel haben 
wie der aktuelle Staat. Die Geschichte 
der Deutschen Demokratischen Republik, 
oder Ostdeutschlands, bietet eine ganz 
andere Perspektive.

Zunächst ist es wichtig zu verstehen, 
dass die DDR hauptsächlich als antifa-
schistischer Staat geschaffen wurde, et-
was, das als noch wichtiger angesehen 
wurde als der Aufbau des Sozialismus. 
Ihre oberste Priorität war tatsächlich „Nie 
wieder“, weshalb dort ein wesentlich ro-
busterer Entnazifizierungsprozess statt-
fand als im westlichen Teil des Landes.

Die neu gegründete Bundesrepublik 
Deutschland, die von den USA, Großbri-
tannien und Frankreich geschaffen wur-
de, wurde zu einem Land, in dem Na-
zi-Ideologen nicht nur in die Regierung 
aufgenommen werden durften, sondern 
aktiv für die Teilnahme am Kalten Krieg 
ausgesucht wurden. Auf der anderen Sei-
te wusste ein Großteil der Führung der 
DDR aus eigener Erfahrung, was es be-
deutet, von den Nazis gehetzt und ver-
folgt zu werden – wir sollten nicht verges-
sen, dass die ersten Konzentrationslager 
schließlich für Kommunisten eingerichtet 
wurden und dass ihnen vorgeworfen wur-
de, Teil der globalen „jüdisch-bolschewis-
tischen Verschwörung“ zu sein.

1948 befürwortete die neu geschaffe-
ne Sozialistische Einheitspartei (SED), 
die in der sowjetischen Besatzungszone 
tätig war und im nächsten Jahr die DDR 
werden würde, die Gründung Israels und 
sagte: „Wir betrachten die Gründung ei-
nes jüdischen Staates als einen wesentli-
chen Beitrag, Tausenden Menschen, die 
unter Hitlers Faschismus sehr gelitten ha-
ben, ein neues Leben aufzubauen.“

Als klar wurde, dass der neue israeli-
sche Staat tatsächlich eine reaktionäre 
Einrichtung war, die das Rückkehrrecht 
für die 700.000 Flüchtlinge, die er ge-
schaffen hatte, verweigerte, und Kriegs-
recht gegen die Palästinenser verhängte, 
änderte die SED-Führung ihre Meinung. 
Sie kehrte zur lange vertretenen Positi-
on der kommunistischen Bewegung ge-
genüber dem Zionismus zurück, nämlich 
dass er Ausdruck eines reaktionären, bür-
gerlichen Nationalismus sei, der immer 
die Patronage von Kolonial- und Impe-
rialmächten suchte.
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1973 richtete die DDR offizielle Be-
ziehungen zur Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation (PLO, Palestine Libe-
ration Organisation; Anm. d. Red.) von 
Jassir Arafat ein. Im selben Jahr liefer-
te sie Waffen an Syrien für den Einsatz 
im Jom-Kippur-Krieg gegen Israel. 1975 
stimmte die DDR für eine UN-Resoluti-
on, die den Zionismus als Form des Ras-
sismus und der rassistischen Diskriminie-
rung verurteilte.

Es ist nicht rein zufällig, dass die PLO 
von Ostdeutschland unterstützt wurde, 
während zur gleichen Zeit eine andere 
entscheidende Befreiungsbewegung ge-
gen die Herrschaft der Minderheit, die 
des African National Congress von Nel-
son Mandela, ebenfalls von Ostdeutsch-
land Unterstützung erhielt. Der Kampf 
gegen die Apartheid war für die Führung 
der DDR untrennbar mit dem Kampf ge-
gen den Siedlerkolonialismus in Palästi-

na verbunden. 

Dies geschah alles in der gleichen Zeit, 
als Westdeutschland enge Beziehungen 

zur rassistischen südafrikanischen Regie-
rung pflegte und diejenigen, die sich ge-
gen diese Herrschaft auflehnten, als „Ter-
roristen“ bezeichnete – genauso wie die 
Palästinenser heute. Angesichts der Ähn-
lichkeiten in ihren Kämpfen ist es kein 
Wunder, dass Nelson Mandela am Ende 
der Apartheid einmal verkündete: „Un-
sere Freiheit ist unvollständig ohne die 
Freiheit der Palästinenser.“

Diese Geschichte der konkurrieren-
den deutschen Staaten, die 40 Jahre lang 
existierten, zeigt, dass es keine Einigkeit 
in der Frage gab, ob der Zionismus als 
Vertretung der legitimen Bestrebungen 
der Juden insgesamt betrachtet werden 
konnte.

Die doppelte Verantwortung 
Deutschlands

Es sollte offensichtlich sein, dass das heu-
tige Deutschland in der Tat keine Lehren 
aus der Geschichte gezogen hat. Die se-
lektive Anwendung von „Nie wieder“ ist 
symbolisch, aber letztendlich bedeutungs-
los. Es ist an israelischen Kriegsverbre-

chen beteiligt. Und diejenigen, die anti-
faschistische Politik vertreten, haben die 
Verantwortung, sich dagegen zu stellen. 
Sich gegen Antisemitismus zu engagie-
ren, sollte auch bedeuten, sich gegen Im-
perialismus, Kolonialismus und alle For-
men der rassistischen Diskriminierung 
einzusetzen.

Da die Schaffung Israels von den 
Weltmächten vor dem Hintergrund des 
Versuchs Nazi-Deutschlands, das jüdi-
sche Volk auszulöschen, vereinbart wur-
de, bedeutet dies, dass die Konsequenzen 
– einschließlich der ethnischen Säube-
rung der palästinensischen arabischen 
Massen von dem, was zu Israel wurde 
– auch Deutschland angelastet werden 
sollten. Das bedeutet, dass Deutschland 
nicht nur eine Verantwortung gegenüber 
dem jüdischen Volk hat – es hat auch 
eine Verantwortung gegenüber dem pa-
lästinensischen Volk. Einfach ausge-
drückt sollten Palästinenser nicht für 
die Verbrechen des Hitler-Faschismus 
leiden müssen, sei es zu Hause oder hier 
in Deutschland.


